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Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterung mit den obersten Einanzbehörden der 

Eänder wird der Anwendungserlass zur Abgabenordnung vom 31. Januar 2014 (BStBl I 

S. 290), der zuletzt dureh das BME-Sehreiben vom 10. Dezember 2015 (BStBl I S. 1018) 

geändert worden ist, mit sofortiger Wirkung wie folgt geändert: 

1. Dem AEAO zu § 18 wird folgende neue Nummer 6 angefügt: 

„6. Zur Bestimmung der örtliehen Zuständigkeit für die gesonderte und einheitliehe 

Eeststellung von Einkünften ausländiseher Personengesellsehaften, an denen 

inländisehe Gesellsehafter beteiligt sind, ist zu prüfen, ob ein Anknüpfüngs- 

merkmal im Sinne des § 18 Abs. 1 AO gegeben ist. Ist dies der Eall, ist das dort 

genannte Einanzamt zuständig. Eehlt dagegen ein solehes Anknüpfüngsmerkmal, 

gilt naeh § 25 AO i.V.m. § 18 Abs. 2 AO Eolgendes: 

a) Ist für alle inländisehen Beteiligten ein gemeinsamer Treuhänder oder eine 

andere die Interessen der inländisehen Beteiligten vertretende Person bestellt, 

ist das Einanzamt zuständig, in dessen Bezirk der Treuhänder oder die andere 
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Person ansässig ist. Bei späterer Änderung der Treuhand- oder Vertretungs- 

verhältnisse tritt ein Zuständigkeitsweehsel nieht ein, solange mindestens ein 

Beteiligter dureh den bisherigen Treuhänder oder Vertreter vertreten bleibt. 

b) Ist eine Bestimmung der Zuständigkeit naeh Buehstabe a) nieht möglieh, ist 

das Finanzamt zuständig, in dessen Bezirk die Beteiligten mit den insgesamt 

höehsten Anteilen ansässig sind. Bei Änderung der Beteiligungsverhältnisse 

tritt ein Zuständigkeitsweehsel nieht ein, solange mindestens ein Beteiligter im 

Bezirk des Finanzamts ansässig ist. 

e) Lässt sieh im Einzelfall die örtliehe Zuständigkeit weder naeh Buehstabe a) 

noeh naeh Buehstabe b) bestimmen, kann die gemeinsame faehlieh zuständige 

Aufsiehtsbehörde festlegen, welehes der Finanzämter, in deren Bezirk 

mindestens ein Beteiligter ansässig ist, zuständig ist. Fehlt eine gemeinsame 

Aufsiehtsbehörde, so treffen die faehlieh zuständigen Aufsiehtsbehörden die 

Entseheidung gemeinsam. 

d) Wenn sieh mehrere Einanzämter naeh den Buehstaben a) und b) für zuständig 

oder für unzuständig halten oder wenn die Zuständigkeit naeh den Buehstaben a) 

und b) aus anderen Gründen zweifelhaft ist oder eine Entseheidung naeh 

Buehstabe e) nieht getroffen werden kann, entseheidet das Bundeszentralamt für 

Steuern (§181 Abs. 1 Satz 1 AO i.V.m. § 5 Abs. 1 Nr. 7 EVG).“ 

In Nummer 5 des AEAO zu § 30 wird die Angabe „ - § 20 Abs. 4 des Unterhalts- 

sieherungsgesetzes;“ dureh die Angabe „- 24 Abs. 5 des Unterhaltssieherungs- 

gesetzes“ ersetzt. 

Der AEAO zu § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Im zweiten Absatz der Nummer 1.2 wird die Angabe „10 Jahren“ dureh die 

Angabe „zehn Jahren“ und die Angabe „10 Jahresraten“ dureh die Angabe „zehn 

Jahresraten“ ersetzt. 

b) In Nummer 7 Satz 2 wird die Angabe „(s. §§ 58 Nr. 8 und § 67a AO)“ dureh die 

Angabe „(s. § 58 Nr. 8 AO und § 67a AO)“ ersetzt. 

e) In Nummer 1.1 Satz 1, Nummer 2.1, Nummer 3 Satz 2, Nummer 6 Satz 1 und 4, 

Nummer 9 Satz 1, 2 und 5, Nummer 10 Satz 1, Nummer 11 Satz 3 und 

Nummer 13 Satz 1 und 2 wird die Angabe „§ 52 Abs. 2 Nr.“ jeweils dureh die 

Angabe „§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr.“ ersetzt. 



Seite 3 4. In den Nummern 7 und 8 des AEAO zu § 53 wird die Angabe „§ 53 Nr. 2 

Buehstabe“ jeweils dureh die Angabe „§ 53 Nr. 2 Satz 4 Buehstabe“ ersetzt. 

5. Der AEAO zu § 55 wird wie folgt geändert: 

a) Folgende neue Nummer 2 wird eingefügt: 

„2. Die zur Erfüllung von Pfliehtaufgaben einer juristisehen Person des öffent- 

liehen Reehts eingesetzte Eigengesellsehaft verfolgt keine in diesem Sinne 

vordergründig eigennützigen Interessen ihres Gesellsehafters. Eine Steuer- 

begünstigung der Eigengesellsehaft kommt grundsätzlieh nur in Betraeht, 

wenn die von ihr erbraehten Eeistungen angemessen vergütet werden. 

Maßstab ist die Höhe des Entgelts, das von einem ordentliehen und gewis- 

senhaften Gesehäftsleiter aueh mit einem Niehtgesellsehafter als Auftrag- 

geber vereinbart worden wäre. Dazu muss das Entgelt regelmäßig die 

Kosten ausgleiehen und einen marktübliehen Gewinnaufsehlag beinhalten 

(BEH-Urteil vom 27.11.2013,1 R 17/12, BStBl 2016 II S.XXX). Bei steuer- 

begünstigten Einriehtungen ist aufgrund der fehlenden Gewinnorientierung 

die Erhebung eines Gewinnaufsehlags in der Regel nieht marktüblieh.“ 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 32 werden die neuen Nummern 3 bis 33 und 

darüber hinaus wie folgt geändert: 

aa) Im zweiten Spiegelstrieh der neuen Nummer 6 und im Satz 1 der neuen 

Nummer 7 wird die Angabe „12 Monaten“ jeweils dureh die Angabe „zwölf 

Monaten“ ersetzt. 

bb) Die neue Nummer 9 wird wie folgt gefasst: 

„9. Die Regelungen in den Nm. 4 bis 8 des AEAO zu § 55 gelten 

entspreehend für die Vermögensverwaltung.“ 

ee) Die Zwisehenübersehrift vor der neuen Nummer 23 und die neue 

Nummer 23 werden wie folgt gefasst: 

„Zu § 55 Abs. 1 Nr. 2 und 4 AO: 

23. Die in § 55 Abs. 1 Nr. 2 und 4 AO genannten Saeheinlagen sind 

Einlagen i.S.d. Handelsreehts, für die dem Mitglied Gesellsehaftsreehte 

eingeräumt worden sind. Insoweit sind also nur Kapitalgesellsehaften, 



nicht aber Vereine angesprochen. Unentgeltlich zur Verfügung gestellte 

Vermögensgegenstände, für die keine Gesellschaftsrechte eingeräumt 

sind (Leihgaben, Sachspenden), fallen nicht unter § 55 Abs. 1 Nr. 2 und 

4 AO. Soweit Kapitalanteile und Sacheinlagen von der Vermögens- 

bindung ausgenommen werden, kann von dem Gesellschafter nicht die 

Spendenbegünstigung des § 10b EStG (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG) in An- 

spruch genommen werden. Eingezahlte Kapitalanteile i.S.d. § 55 Abs. 1 

Nr. 2 und 4 AO liegen nicht vor, soweit für die Kapitalerhöhung Gesell- 

schaftsmittel verwendet wurden (z.B. nach § 57c GmbHG).“ 

Nummer 2 des AEAO zu § 57 wird wie folgt gefasst: 

„2. Das Gebot der Unmittelbarkeit ist gern. § 57 Abs. 1 Satz 2 AO auch dann erfüllt, 

wenn sich die steuerbegünstigte Körperschaft einer Hilfsperson bedient. Hierfür 

ist es erforderlich, dass nach den Umständen des Ealles, insbesondere nach den 

rechtlichen und tatsächlichen Beziehungen, die zwischen der Körperschaft und 

der Hilfsperson bestehen, das Wirken der Hilfsperson wie eigenes Wirken der 

Körperschaft anzusehen ist, d.h. die Hilfsperson nach den Weisungen der 

Körperschaft einen konkreten Auftrag ausführt. Hilfsperson kann eine natürliche 

Person, Personenvereinigung oder juristische Person sein. Die Körperschaft hat 

durch Vorlage entsprechender Vereinbarungen nachzuweisen, dass sie den Inhalt 

und den Umfang der Tätigkeit der Hilfsperson im Innenverhältnis bestimmen 

kann. Die Tätigkeit der Hilfsperson muss den Satzungsbestimmungen der Körper- 

schaft entsprechen. Diese hat nachzuweisen, dass sie die Hilfsperson überwacht. 

Die weisungsgemäße Verwendung der Mittel ist von ihr sicherzustellen. 

Die Steuerbegünstigung einer Körperschaft, die nur über eine Hilfsperson das 

Merkmal der Unmittelbarkeit erfüllt (§ 57 Abs. 1 Satz 2 AO), ist unabhängig 

davon zu gewähren, wie die Hilfsperson gemeinnützigkeitsrechtlich behandelt 

wird. 

Die Steuerbegünstigung einer Hilfsperson ist nicht ausgeschlossen, wenn die 

Körperschaft mit ihrer Hilfspersonentätigkeit nicht nur die steuerbegünstigte 

Tätigkeit einer anderen Körperschaft unterstützt, sondern zugleich eigene steuer- 

begünstigte Satzungszwecke verfolgt und ihren Beitrag im Außenverhältnis 

selbstständig und eigenverantwortlich erbringt.“ 

Der AEAO zu § 58 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 



Seite 5 „2. Die teilweise (nieht überwiegende) Weitergabe eigener Mittel (aueh 

Saehmittel) ist unsehädlieh. Für die Ermittlung der maximal zulässigen 

Höhe der Mittelweitergabe ist das Nettovermögen (Vermögenswerte abzüg- 

lieh Verbindliehkeiten) der Körpersehaft im jeweiligen Veranlagungszeit- 

raum maßgebend. Auf die im jeweiligen Veranlagungszeitraum zeitnah zu 

verwendenden Mittel allein kommt es nieht an. 

Als Mittelempfanger kommen in Betraeht: 

inländisehe steuerbegünstigte Körpersehaften, 

die in § 5 Abs. 2 Nr. 2 KStG aufgeführten Körpersehaften, 

juristisehe Personen des öffentliehen Reehts. 

Aussehüttungen und sonstige Zuwendungen einer steuerbegünstigten 

Körpersehaft sind unsehädlieh, wenn die Gesellsehafter oder Mitglieder als 

Begünstigte aussehließlieh steuerbegünstigte Körpersehaften sind. Ent- 

spreehendes gilt für Aussehüttungen und sonstige Zuwendungen an 

juristisehe Personen des öffentliehen Reehts, die die Mittel für steuerbe- 

günstigte Zweeke verwenden. Zwar ist bei einer Weiterleitung (aueh in 

Eorm einer verhinderten Vermögensmehrung) an eine juristisehe Person des 

öffentliehen Reehts das Tatbestandsmerkmal „zur Verwendung zu steuer- 

begünstigten Zweeken“ nieht erfüllt, wenn die Mittel dem Gesamthaushalt 

der juristisehen Person des öffentliehen Reehts zugutekommen und die 

juristisehe Person des öffentliehen Reehts neben den steuerbegünstigen 

Zweeken aueh noeh andere Zweeke verfolgt (BEH Elrteil vom 27.11.2013, 

I R 17/12, BStBl 2016 II S. XXX). Dies ist jedoeh unsehädlieh, wenn die 

Mittel naehweislieh für steuerbegünstigte Zweeke verwendet werden. 

Die Verwendung der zugewendeten Mittel hat i.S.d. § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO 

zu erfolgen. Wird dagegen verstoßen, liegt eine Mittelfehlverwendung bei 

der Empfängerkörpersehaft vor. 

Nieht zeitnah zu verwendende Mittel der Geberkörpersehaft (z. B. freie 

Rüeklage) unterliegen jedoeh aueh bei der Empfängerkörpersehaft nieht 

dem Gebot der zeitnahen Mittelverwendung.“ 



Seite 6 b) Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

„13. Die in § 58 Nr. 2 bis 8 AO genannten Ausnahmetatbestände können aueh 

ohne entspreehende Satzungsbestimmung verwirklieht werden. Entgeltliehe 

Tätigkeiten naeh § 58 Nr. 4, 5 oder 7 AO begründen einen steuerpfliehtigen 

wirtsehaftliehen Gesehäftsbetrieb oder Vermögensverwaltung (z.B. Raum- 

überlassung). Bei den Regelungen des § 58 Nr. 6 und 9 AO kommt es 

jeweils nieht auf die Bezeiehnung der Körpersehaft als Stiftung, sondern auf 

die tatsäehliehe Reehtsform an. Dabei ist es unmaßgeblieh, ob es sieh um 

eine reehtsfähige oder niehtreehtsfähige Stiftung handelt.“ 

8. ln Nummer 1 des AEAO zu § 59 wird die Angabe „(§ 14 Sätze 1 und 2 und 

§ 64 AO)“ dureh die Angabe „(§ 14 Satz 1 und 2 AO und § 64 AO)“ ersetzt. 

9. Nummer 6 des AEAO zu § 61 wird wie folgt gefasst: 

„6. Verstöße der tatsäehliehen Gesehäftsführung gegen § 55 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 AO 

können so sehwerwiegend sein, dass sie einer Verwendung des gesamten Ver- 

mögens für satzungsfremde Zweeke gleiehkommen. Aueh in diesen Fällen ist eine 

Naehversteuerung naeh § 61 Abs. 3 AO möglieh (vgl. aueh BFH-Urteil vom 

12.10.2010,1 R 59/09, BStBl 2012 11 S. 226).“ 

10. Der AEAO zu § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Der letzte Satz der Nummer 13 wird wie folgt gefasst: 

„Die Zuführung von Mitteln zu Rüeklagen naeh § 62 Abs. 1 Nr. 1 und 2 AO 

berührt die Höehstgrenze für die Bildung freier Rüeklagen dagegen nieht.“ 

b) Die Absätze 2 und 3 der Nummer 14 werden wie folgt gefasst: 

„Entfällt der Grund für die Bildung einer Rüeklage naeh § 62 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 

4 AO, so ist diese unverzüglieh aufzulösen. Die dadureh freigewordenen Mittel 

sind innerhalb der Frist des § 55 Abs. 1 Nr. 5 Satz 3 AO zu verwenden. 

Die freigewordenen Mittel können aueh in die Rüeklagen naeh § 62 Abs. 1 Nr. 1, 

2 und 4 AO eingestellt werden. Bei diesen Mitteln handelt es sieh nieht um 

sonstige naeh § 55 Abs. 1 Nr. 5 AO zeitnah zu verwendende Mittel (§ 58 Nr. 3 

AO, § 62 Abs. 1 Nr. 3 AO).“ 



Seite 7 11, Der AEAO zu § 64 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird die Angabe „(§ 14 Sätze 1 und 2 AO)“ dureh die Angabe 

„(§ 14 Satz 1 und 2 AO)“ ersetzt. 

b) In Nummer 3 Satz 5 wird die Angabe „(vgl. BFH-Urteil vom 30.6.1971, 

I R 57/70, BStBl II S. 753; H 15.7 (4) bis H 15.7 (6) EStH 2011)“ dureh die 

Angabe „(vgl. BFH-Urteil vom 30.6.1971,1 R 57/70, BStBl II S. 753; H 15.7 (4) 

bis H 15.7 (6) EStH)“ ersetzt. 

e) Der zweite Absatz der Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„Danaeh ist z.B. bei der Gewinnermittlung für den steuerpfliehtigen wirtsehaft- 

liehen Gesehäftsbetrieb „Greenfee“ von steuerbegünstigten Golfvereinen wegen 

der Abgrenzbarkeit naeh objektiven Maßstäben (z.B. im Verhältnis der Nutzung 

der Golfanlage dureh vereinsfremde Spieler zu den Golf spielenden Vereinsmit- 

gliedern im Kalenderjahr) trotz primärer Veranlassung dureh den ideellen Bereieh 

des Golfvereins ein anteiliger Betriebsausgabenabzug der Aufwendungen (z.B. für 

Golfplatz- und Personalkosten) zulässig (BFH-Urteil vom 15.1.2015,1 R 48/13, 

BStBl II S. 713). Bei gemeinnützigen Musikvereinen sind Aufwendungen, die zu 

einem Teil mit Auftritten ihrer Musikgruppen bei eigenen steuerpfliehtigen Fest- 

veranstaltungen Zusammenhängen, anteilig als Betriebsausgaben des steuerpflieh- 

tigen wirtsehaftliehen Gesehäftsbetriebs abzuziehen. Derartige Aufwendungen 

sind z.B. Kosten für Notenmaterial, Uniformen und Verstärkeranlagen, die 

sowohl bei Auftritten, die unentgeltlieh erfolgen oder Zweekbetriebe sind, als 

aueh bei Auftritten im Rahmen eines eigenen steuerpfliehtigen Betriebs eingesetzt 

werden. Als Maßstab für die Aufteilung kommt die Zahl der Stunden, die ein- 

sehließlieh der Proben auf die jeweiligen Bereiehe entfallen, in Betraeht.“ 

d) Folgende neue Nummer 11 wird eingefügt: 

„11. Die Sammlung und Verwertung von Zahngold dureh eine steuerbegünstigte 

Körpersehaft im eigenen Namen und auf eigene Reehnung bildet naeh den 

Grundsätzen des BFH-Urteils vom 28.2.1992,1 R 149/90, BStBl II S. 693, 

einen einheitliehen steuerpfliehtigen wirtsehaftliehen Gesehäftsbetrieb 

(§§ 14, 64 AO). Erklären die Spender, dass das Zahngold von der steuer- 

begünstigten Körpersehaft im Namen der Spender und für Reehnung der 

Spender verwertet werden soll (treuhänderisehe Verwertung) und wenden 

die Spender den Verwertungserlös der steuerbegünstigten Körpersehaft zu, 

liegt kein wirtsehaftlieher Gesehäftsbetrieb vor, wenn das Mitwirken der 
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12. 

13. 

steuerbegünstigten Körpersehaft sieh darauf besehränkt, das Zahngold 

lediglieh in Vertretung des Spenders bei der Seheideanstalt einzureiehen. 

Nehmen Spender anonym an der Zahngoldsammlung teil, begründet die 

steuerbegünstigte Körpersehaft, die das Zahngold sammelt und verwerten 

lässt, damit einen steuerpfliehtigen wirtsehaftliehen Gesehäftsbetrieb.“ 

e) Die bisherigen Nummern 11 bis 35 werden die neuen Nummern 12 bis 34 und wie 

folgt geändert: 

aa) ln der neuen Nummer 15 wird die Angabe „(vgl. Nr. 16 des AEAO zu 

§ 64)“ dureh die Angabe „(vgl. Nr. 17 des AEAO zu § 64)“ ersetzt. 

bb) ln der neuen Nummer 17 wird die Angabe „i.S.d. Nr. 15 des AEAO zu 

§ 64“ dureh die Angabe „i.S.d. Nr. 16 des AEAO zu § 64“ ersetzt. 

ln Nummer 4 Satz 1 des AEAO zu § 65 wird das Wort „Zweekbetriebes“ dureh das 

Wort „Zweekbetriebs“ ersetzt. 

Nummern 2 bis 8 des AEAO zu § 66 werden wie folgt gefasst: 

„2. Die Wohlfahrtspflege darf nieht des Erwerbs wegen ausgefährt werden. Eine 

Einriehtung wird dann „des Erwerbs wegen“ betrieben, wenn damit Gewinne 

angestrebt werden, die den konkreten Einanzierungsbedarf des jeweiligen wirt- 

sehaftliehen Gesehäftsbetriebs übersteigen, die Wohlfahrtspflege mithin in erster 

Einie auf Mehrung des eigenen Vermögens geriehtet ist. Dabei kann die Erzielung 

von Gewinnen in gewissem Umfang - z.B. zum Inflationsausgleieh oder zur 

Einanzierung von betriebliehen Erhaltungs- und Modemisierungsmaßnahmen 

- geboten sein, ohne in Konflikt mit dem Zweek der steuerliehen Begünstigung zu 

stehen (BEH-Urteil vom 17.11.2013,1 R 17/12, BStBl 2016 11 S.XXX). Ein 

Handeln „des Erwerbs wegen“ liegt aueh vor, wenn dureh die Gewinne der Ein- 

riehtung andere Zweekbetriebe naeh §§ 65, 67, 67a und 68 AO bzw. die übrigen 

ideellen Tätigkeiten finanziert werden; die Mitfinanzierung eines anderen Zweek- 

betriebs i.S.d. § 66 AO ist unsehädlieh. 

3. Die Tätigkeit muss auf die Sorge für notleidende oder gefährdete Mensehen 

geriehtet sein. Notleidend bzw. gefährdet sind Mensehen, die eine oder beide der 

in § 53 Nr. 1 und 2 AO genannten Voraussetzungen erfüllen. Auf die Vertrags- 

beziehung, die der Eeistungserbringung zu Grunde liegt, kommt es nieht an. 

Entseheidend ist, dass die Einriehtung der Wohlfahrtspflege zumindest faktiseh 

unmittelbar gegenüber den in § 53 AO genannten Personen tätig wird. Bei 



Leistungen, die faktiseh nieht gegenüber den in § 53 AO genannten Personen 

erbraeht werden, fehlt es an der Unmittelbarkeit (BFH-Urteil vom 6.2.2013, 

IR 59/11, BStBl IIS. 603). 

Es ist aueh nieht erforderlieh, dass die gesamte Tätigkeit auf die Förderung not- 

leidender bzw. gefährdeter Mensehen geriehtet ist. Es genügt, wenn zwei Drittel 

der Eeistungen einer Einriehtung notleidenden bzw. gefährdeten Mensehen 

zugutekommen. Auf das Zahlenverhältnis von gefährdeten bzw. notleidenden und 

übrigen geförderten Mensehen kommt es nieht an. 

Werden neben Eeistungen an die in § 53 AO genannten Personen noeh andere 

Eeistungen für einen Dritten erbraeht, sind diese Eeistungen, soweit sie nieht zur 

Organisation des eigentliehen Zweekbetriebes gehören, nieht dem Zweekbetrieb 

naeh § 66 AO zuzureehnen. Wird also z. B. dureh eine Körpersehaft Personal zur 

Erfüllung der steuerbegünstigten Zweeke für einen Vertragspartner im Rahmen 

einer Pflegeeinriehtung zur Verfügung gestellt, so sind die bereitgestellten Pflege- 

kräfte dem Zweekbetrieb naeh § 66 AO zuzuordnen. Erbringt das bereitgestellte 

Personal z. B. nur Verwaltungsleistungen, sind diese Eeistungen nieht dem 

Zweekbetrieb naeh § 66 AO zuzuordnen. 

4. Eine Einriehtung der Wohlfahrtspflege hegt regelmäßig vor bei häusliehen 

Pflegeleistungen dureh eine steuerbegünstigte Körpersehaft i.R.d. SGB VII, 

SGB XI, SGB XII oder BVG. 

5. Die Belieferung von Studentinnen und Studenten mit Speisen und Getränken in 

Mensa- und Cafeteria-Betrieben von Studentenwerken ist als Zweekbetrieb zu 

beurteilen. Der Verkauf von alkoholisehen Getränken, Tabakwaren und sonstigen 

Handelswaren darf jedoeh nieht mehr als 5 % des Gesamtumsatzes ausmaehen. 

Aueh bei anderen steuerbegünstigten Körpersehaften kann entspreehend der 

Beurteilung bei den Studentenwerken der Betrieb einer Cafeteria für Studierende 

auf dem Campus ein Zweekbetrieb der Wohlfahrtspflege sein. Entspreehendes gilt 

für die Grundversorgung mit Speisen und Getränken von Sehülerinnen und 

Sehülern an Sehulen bzw. Kindern in einer Kindertagesstätte. 

6. Die bloße Beförderung von Personen, für die der Arzt eine Krankenfahrt 

(Beförderung in Pkws, Taxen oder Mietwagen) verordnet hat, erfüllt nieht die 

Kriterien naeh § 66 Abs. 2 AO. 
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dürftigen als aueh nieht hilfebedürftigen Personen erbraeht, ist ein einheitlieher 

wirtsehaftlieher Gesehäftsbetrieb „Einrichtung der Wohlfahrtspflege“ anzuneh- 

men. Dieser ist als Zweekbetrieb zu behandeln, wenn die Zweidrittelgrenze des 

§ 66 AO erfüllt wird. Die Einhaltung dieser Tatbestandsvoraussetzung ist naeh- 

zuweisen. Bei Kleiderkammem, Suppenküehen, Obdaehlosenasylen und den 

sogenannten Tafeln kann auf den Naehweis der Zweidrittelgrenze verziehtet 

werden, wenn ein Beseheid naeh § 53 Nr. 2 Satz 8 AO vorliegt. 

8. Gesellige Veranstaltungen sind als steuerpfliehtige wirtsehaftliehe Gesehäfts- 

betriebe zu behandeln. Veranstaltungen, bei denen zwar aueh die Geselligkeit 

gepflegt wird, die aber in erster Einie zur Betreuung behinderter Personen 

durehgefährt werden, können unter den Voraussetzungen der §§65 und 66 AO 

Zweekbetrieb sein.“ 

14. Der AEAO zu § 67a wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird die Angabe „(§ 52 Abs. 2 Nr. 21 AO)“ dureh die Angabe 

„(§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 21 AO)“ ersetzt. 

b) Nummer 8 wird wie folgt gefasst: 

„8. Zur Zulässigkeit einer pausehalen Gewinnermittlung beim steuerpfliehtigen 

wirtsehaftliehen Gesehäftsbetrieb „Werbung“ wird auf Nm. 28 bis 35 des 

AEAO zu § 64 hingewiesen.“ 

15. In Nummer 5 Absatz 2 Satz 1 des AEAO zu § 68 wird die Angabe „§ 68 Nr. 3a AO“ 

dureh die Angabe „§ 68 Nr. 3 Buehstabe a AO“ ersetzt. 

16. Der AEAO zu § 87a wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Zugangseröffnung 

Die Übermittlung elektroniseher Dokumente an die Einanzbehörden und an 

die Steuerpfliehtigen ist zulässig, soweit der Empfänger hierfür einen 

Zugang eröffnet (§ 87a Abs. 1 Satz 1 AO). Die Zugangseröffnung kann 

dureh ausdrüekliehe Erklärung oder konkludent sowie generell oder nur für 

bestimmte Eälle erfolgen. Vorbehaltlieh einer ausdrüekliehen gesetzliehen 
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behörden ein Zwang zur Übermittlung elektroniseher Dokumente. 

Soweit eine gesetzliehe Verpfliehtung besteht, Steuererklärungen oder 

sonstige für das Besteuerungsverfahren erforderliehe Daten naeh amtlieh 

vorgesehriebenem Datensatz dureh Datenfernübertragung zu übermitteln, 

eröffnet die Finanz Verwaltung jeweils mit Bereitstellung der Sehnittstelle 

(Nr. 2 Abs. 1 Satz 2 i.V.m. Nr. 3 des BMF-Sehreibens vom 16.11.2011, 

BStBl I S. 1063) den Zugang. Die Datensatzbesehreibung ist Bestandteil 

dieser Sehnittstelle. Wegen der elektronisehen Übermittlung von steuer- 

liehen Daten an die Finanzbehörden siehe aueh § 150 Abs. 1 Satz 2 AO und 

die Steuerdaten-Übermittlungsverordnung (StDÜV). 

Bei natürliehen oder juristisehen Personen, die eine gewerbliehe oder beruf- 

liehe Tätigkeit selbständig ausüben und die auf einem im Verkehr mit der 

Finanzbehörde verwendeten Briefkopf, in einer Steuererklärung oder in 

einem Antrag an die Finanzbehörde ihre E-Mail-Adresse angegeben oder 

sieh per E-Mail an die Einanzbehörde gewandt haben, kann i.d.R. davon 

ausgegangen werden, dass sie damit konkludent ihre Bereitsehaft zur Ent- 

gegennahme elektroniseher Dokumente erklärt haben. Bei Steuerpfliehtigen, 

die keine gewerbliehe oder berufliehe Tätigkeit selbständig ausüben (z.B. 

Arbeitnehmer), ist dagegen derzeit nur bei Vorliegen einer ausdrüekliehen, 

aber nieht formgebundenen Einverständniserklärung von einer Zugangs- 

eröffnung i.S.d. § 87a Abs. 1 Satz 1 AO auszugehen.“ 

b) Nummer 3 wird wie folgt gefasst: 

„3. Elektronische Übermittlung bei gesetzlich angeordneter Schriftform 

3.1 Sehreibt das Gesetz die Sehriftform vor, kann dieser Eorm aueh dureh 

Übermittlung in elektroniseher Eorm entsproehen werden, soweit gesetzlieh 

niehts anderes bestimmt ist (wie z.B. in § 224a Abs. 2 Satz 1 zweiter Halb- 

satz AO und in § 309 Abs. 1 Satz 2 AO). Der elektronisehen Eorm genügt 

ein elektronisehes Dokument, das mit einer qualifizierten elektronisehen 

Signatur i.S.d. § 2 Nr. 3 des Signaturgesetzes (BStBl 2001 I S. 351) ver- 

sehen ist (§ 87a Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2 AO). Die Sehriftform kann 

aueh dureh Übermittlung des elektronisehen Dokuments in einem Verfahren 

naeh § 87a Abs. 3 Sätze 4 und 5, Abs. 4 Satz 3 AO ersetzt werden. 



Seite 12 3.2 Falls die einschlägige Norm nicht ausdrücklich den Begriff „Schriftform“ 

verwendet, ist durch Auslegung zu ermitteln, ob das Gesetz die Schriftform 

anordnet (BFH-Urteil vom 13.5.2015, III R 26/14, BStBl II S. 790). Hierbei 

ist von Folgendem auszugehen: 

3.2.1 Schreibt das Gesetz eine (ggf sogar eigenhändige) Unterschrift vor, ist stets 

der Fall einer gesetzlich angeordneten Schriftform gegeben. Eine gesetz- 

liche Verpflichtung zur (ggf eigenhändigen) Unterzeichnung ist unbeacht- 

lich, wenn der Antrag, die Erklärung oder die Mitteilung zulässigerweise auf 

elektronischem Weg nach Maßgabe der StDÜV der Einanzverwaltung über- 

mittelt wird, da dann ein Unterschrifterfordernis durch die Verpflichtung zur 

Authentiflzierung des Datenübermittlers verdrängt wird (§ 150 Abs. 6 

Satz 3 AO, § 6 Abs. 1 StDÜV). 

3.2.2 Bestimmt das Gesetz ohne eine ausdrückliche Aussage zu einem Unter- 

schrifterfordernis, dass ein Antrag, eine Erklärung oder eine Mitteilung an 

die Einanzbehörde oder ein Verwaltungsakt oder eine sonstige Maßnahme 

der Einanzbehörde dem Empfänger „schriftlich“ zugehen muss, ist durch 

Auslegung zu ermitteln, ob eine Unterschrift erforderlich ist. Hierbei ist 

analog § 126 Abs. 1 BGB grundsätzlich von einem Unterschrifterfordemis 

auszugehen, es sei denn, es liegen Anhaltspunkte dafür vor, dass der Gesetz- 

geber eine Unterschrift für entbehrlich hält. 

Ist nach dem Ergebnis der Auslegung eine Unterschrift erforderlich, ist im 

Sinne des § 87a Abs. 3 Satz 1 bzw. Abs. 4 Satz 1 AO die Schriftform 

gesetzlich angeordnet. 

3.2.3 Eine analoge Anwendung des § 126 Abs. 1 BGB hat für sich allein nicht zur 

Eolge, dass der Steuerpflichtige den Antrag, die Erklärung oder die Mittei- 

lung eigenhändig unterzeichnen muss. Die in § 126 Abs. 1 BGB geforderte 

„Eigenhändigkeit“ der Unterschrift bezieht sich auf den Aussteller der 

Urkunde, der auch ein gesetzlicher oder gewillkürter Vertreter sein kann. 

Das für den Steuerpflichtigen grundsätzlich bestehende Recht, sich vertreten 

zu lassen (§ 80 Abs. 1 Satz 1 AO), wird daher allein durch eine analoge 

Anwendung des § 126 Abs. 1 BGB nicht beschränkt. 

3.2.4 Ist der einschlägigen Norm durch Auslegung zu entnehmen, dass ein 

schriftlicher Antrag oder eine schriftliche Erklärung oder Mitteilung nicht 

unterschrieben sein muss (wie im Eall eines Einspruchs aufgrund der Rege- 

lung in § 357 Abs. 1 Satz 2 AO), liegt keine gesetzliche Anordnung der 
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17. 

18. 

19. 

Schriftform vor. Bei der elektronischen Übermittlung eines derartigen 

Antrags oder einer derartigen Erklärung oder Mitteilung kann somit auf eine 

qualifizierte elektronische Signatur und auch auf ein Verfahren nach § 87a 

Abs. 3 Sätze 4 und 5 AO verzichtet werden. 

3.3 Kein Fall des § 87a Abs. 3 und 4 AO liegt vor, wenn das Gesetz neben der 

Schriftform auch die elektronische Übermittlung ausdrücklich zulässt (z.B. 

durch die Formulierung „schriftlich oder elektronisch“) oder zur elektro- 

nischen Übermittlung verpflichtet. 

3.4 Elektronische Dokumente, die mit einem Wahlnamen signiert worden sind, 

dem die Funktion des bürgerlichen Namens zukommt, sind von den Finanz- 

behörden nicht unter Berufung auf § 87a Abs. 3 Satz 3 AO zurückzu- 

weisen.“ 

Der zweite Absatz der Nummer 2.7 des AEAO zu § 93 wird wie folgt gefasst: 

„Würde durch eine vorhergehende Information des Beteiligten der Ermittlungszweck 

gefährdet (§ 93 Abs. 9 Satz 3 Nr. 1 AO) oder ergibt sich aus den Umständen des 

Einzelfalles, dass eine Aufklärung durch den Beteiligten selbst nicht zu erwarten ist, 

kann sich die Finanzbehörde nach § 93 Abs. 1 Satz 1 AO unmittelbar an die betref- 

fenden Kreditinstitute wenden (vgl. AEAO zu § 93, Nrn. 1.2.1, 1.2.2 und 1.2.6) bzw. 

andere erforderliche Maßnahmen ergreifen, ln diesen Fällen ist der Beteiligte nach- 

träglich über die Durchführung des Kontenabrufs zu informieren.“ 

ln Nummer 3.1.4.1 Satz 4 des AEAO zu § 122 wird nach der Angabe „Argentinien,“ 

die Angabe „Brasilien,“ eingefägt. 

Der AEAO zu § 123 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Ein Beteiligter mit Wohnsitz, gewöhnlichem Aufenthalt, Sitz oder 

Geschäftsleitung im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat der Euro- 

päischen Union oder in einem Staat, auf den das Abkommen über den 

Europäischen Wirtschaftsraum anwendbar ist, darf nicht zur Benennung 

eines inländischen Empfangsbevollmächtigten aufgefordert werden. Der 

Europäische Wirtschaftsraum umfasst neben den Staaten der Europäischen 

Union die Staaten Island, Eiechtenstein und Norwegen.“ 
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20. Der AEAO zu § 164 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Der Vorbehalt der Naehprüfung ist eine Nebenbestimmung i.S.d. § 120 AO. 

Er ist im Steuerbeseheid anzugeben, wenn er nieht kraft Gesetzes besteht, 

wie z.B. im Fall der Festsetzung einer Vorauszahlung (§ 164 Abs. 1 

Satz 2 AO). Im Gegensatz zur vorläufigen Steuerfestsetzung hat der Vorbe- 

halt keine Auswirkung auf den Ablauf der Festsetzungsfrist. Wegen der 

Wirkung einer Steueranmeldung als Vorbehaltsfestsetzung siehe 

§ 168 AO.“ 

b) Nummer 6 wird wie folgt gefasst: 

„6. Wird eine Steuerfestsetzung mit einem behördlieh angeordneten Vorbehalt 

der Naehprüfung geändert, so ist in dem neuen Steuerbeseheid zu ver- 

merken, ob dieser weiterhin unter Vorbehalt der Naehprüfung steht oder ob 

der Vorbehalt aufgehoben wird. Fehlt ein derartiger Vermerk, bleibt der 

Naehprüfungsvorbehalt bestehen (BFH-Urteil vom 14.9.1993, VIIIR 9/93, 

BStBl 1995 II S. 2). Steht eine Steueranmeldung einer Steuerfestsetzung 

unter Naehprüfungsvorbehalt gleieh (§ 168 AO) und erlässt die Finanz- 

behörde später erstmals einen Steuerbeseheid ohne eine Aussage zum 

Naehprüfungsvorbehalt, so entfällt dieser (BFH-Urteil vom 2.12.1999, 

V R 19/99, BStBl 2000 II S. 284). Die Aufhebung des Vorbehalts muss 

sehriftlieh oder in elektroniseher Form (§ 87a Abs. 4 AO) ergehen und mit 

einer Reehtsbehelfsbelehrung versehen sein (§ 164 Abs. 3 Satz 2 AO). Die 

Aufhebung des Naehprüfungsvorbehalts ist aueh ohne absehließende 

Prüfung des Steuerfalles zulässig (BFH-Urteil vom 28.5.1998, V R 100/96, 

BStBl II S. 502) und bedarf regelmäßig keiner Begründung (BFH-Urteil 

vom 10.7.1996,1R 5/96, BStBl 1997 II S. 5). Naeh der Bekanntgabe der 

Aufhebung des Vorbehalts kann die Aufhebung oder Änderung einer 

Steuerfestsetzung nieht mehr auf § 164 Abs. 2 AO gestützt werden; 

§§172 ff AO bleiben unberührt.“ 

e) In Nummer 7 Satz 1 wird das Wort „ausdrüeklieh“ gestriehen. 
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a) Nummer 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. Die Vorläufigkeit ist auf die ungewissen Voraussetzungen zu besehränken 

und zu begründen. Die Begründung kann naehgeholt werden (§126 Abs. 1 

Nr. 2 AO). Wird eine vorläufige Steuerfestsetzung geändert, so ist in dem 

neuen Steuerbeseheid zu vermerken, ob und inwieweit dieser weiterhin 

vorläufig ist oder für endgültig erklärt wird. Ein ursprünglieh angeordneter 

Vorläufigkeitsvermerk bleibt aueh dann wirksam, wenn er in einem naeh- 

folgenden Änderungsbeseheid nieht ausdrüeklieh wiederholt wird (BFH- 

Urteil vom 9.9.1988,111 R 191/84, BStBl 1989 11 S. 9). Enthält aber der 

Änderungsbeseheid einen Vorläufigkeitsvermerk, wird dureh diesen der 

Umfang der Vorläufigkeit neu bestimmt (BEH-Urteil vom 19.10.1999, 

IX R 23/98, BStBl 2000 11 S. 282). Dies gilt aueh, wenn ein sowohl auf 

§ 165 Abs. 1 Satz 1 AO als aueh auf § 165 Abs. 1 Satz 2 AO gestützter 

Vorläufigkeitsvermerk im Änderungsbeseheid dureh einen allein auf § 165 

Abs. 1 Satz 2 AO gestützten Vorläufigkeitsvermerk ersetzt wird (BEH- 

Urteil vom 14.7.2015, Vlll R 21/13).“ 

b) Nummer 11 wird wie folgt gefasst: 

„11. Wird die vorläufige Steuerfestsetzung auf Antrag des Steuerpfliehtigen oder 

von Amts wegen ganz oder teilweise für endgültig erklärt, kann gegen die 

insoweit nunmehr endgültige Steuerfestsetzung Einsprueh eingelegt und 

ggf ansehließend Klage erhoben werden. Hinsiehtlieh der Auswirkungen 

der bisherigen Vorläufigkeit der Steuerfestsetzung ergibt sieh aus § 351 

Abs. 1 AO keine Anfeehtungsbesehränkung (BFH-Urteil vom 30.9.2010, 

111 R 39/08, BStBl 2011 11 S. 11). Der Umfang der Anfeehtbarkeit bestimmt 

sieh dabei nieht betragsmäßig, sondern in der Wirkung der fehlenden 

Bestandskraft der bisherigen Vorläufigkeit, ln den Fällen der Vorläufigkeit 

naeh § 165 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 AO besehränkt sieh dieser Reehtssehutz 

dementspreehend auf die weitere verfassungsreehtliehe Klärung dieser 

Reehtsfrage (BFH-Urteil vom 30.9.2010,111 R 39/08, a.a.O.). 

Wird dureh einen Vorläufigkeitsvermerk in einem Änderungsbeseheid der 

Umfang der Vorläufigkeit in einsehränkender Weise neu bestimmt (vgl. 

AEAO zu § 165, Nr. 7 Sätze 5 und 6), steht dies insoweit einer Endgültig- 

keitserklärung gleieh.“ 
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a) In Nummer 1.1.2 wird die Angabe „(vgl. zu §§ 172- 177, Nr. 8 AO)“ dureh die 

Angabe „(vgl. AEAO vor §§172 bis 177, Nr. 8)“ ersetzt. 

b) Nummer 1.4 wird wie folgt gefasst: 

„1.4 Bei der Prüfung der Frage, ob die Tatsaehe zu einer höheren oder 

niedrigeren Steuer führt, sind Steueranreehnungsbeträge unbeaehtlieh. 

Es ist auf die bisher festgesetzte und die festzusetzende Steuer abzu- 

stellen. Im Fall eines Antrags naeh § 32d Abs. 4 oder 6 EStG ist die 

zunäehst mit Abgeltungswirkung (§ 43 Abs. 5 Satz 1 EStG) einbe- 

haltene Kapitalertragsteuer der bisher festgesetzten Steuer hinzuzu- 

reehnen (vgl. BFH-Urteil vom 12.5.2015, VIII R 14/13, BStBl II 

S. 806). Zum Ausnahmefall einer Nettolohnvereinbarung siehe BFH- 

Urteil vom 16.3.1990, VI R 90/86, BStBl II S. 610.“ 

23. Nummer 2.4 des AEAO zu § 175 wird wie folgt geändert: 

a) Das Beispiel „- § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG“ wird dureh folgendes Beispiel ersetzt: 

§ 10 Abs. laNr. 1 EStG 

Wird naeh Eintritt der Bestandskraft sowohl die Zustimmung zur Anwendung des 

Realsplittings erteilt, als aueh der Antrag naeh § 10 Abs. la Nr. 1 EStG (bis VZ 

2014: § 10 Abs. 1 Nr. 1 EStG) gestellt, liegen die Voraussetzungen für eine 

Änderung naeh § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO vor (BFH-Urteil vom 12.7.1989, 

X R 8/84, BStBl II S. 957). Aueh die naehträgliehe betragsmäßige Erweiterung 

eines bereits vorliegenden Antrags stellt i.V.m. der erweiterten Zustimmungs- 

erklärung ein rüekwirkendes Ereignis dar (BFH-Urteil vom 28.6.2006, 

XI R 32/05, BStBl 2007 II S. 5). Demgegenüber liegt kein rüekwirkendes Ereig- 

nis vor, wenn dem Unterhaltspfliehtigen bei einem erst naeh Bestandskraft des 

Einkommensteuerbeseheids gestellten Antrag auf Berüeksiehtigung von Unter- 

haltsleistungen die Zustimmungserklärung des Unterhaltsempfängers bereits vor 

Eintritt der Bestandskraft vorlag (BFH-Urteil vom 20.8.2014, X R 33/12, 

BStBl 2015 IIS. 138).“ 

b) Das Beispiel „- §§26 bis 26b EStG“ wird wie folgt gefasst: 

..-§§26 bis 26b EStG 
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24. 

25. 

Wählt ein Ehegatte/Lebenspartner vor Bestandskraft des ihm gegenüber ergan- 

genen Beseheides die Einzelveranlagung naeh § 26a EStG (bis VZ 2012: die 

getrennte Veranlagung), sind die Ehegatten/Eebenspartner aueh dann einzeln zu 

veranlagen, wenn der gegenüber dem anderen Ehegatten/Eebenspartner ergangene 

Zusammenveranlagungsbeseheid bereits bestandskräftig geworden ist. Der Antrag 

auf Einzelveranlagung naeh § 26a EStG stellt hinsiehtlieh des Zusammenveran- 

lagungsbeseheids des anderen Ehegatten/Eebenspartners ein rüekwirkendes Ereig- 

nis mit der Eolge dar, dass dieser naeh § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO aufzuheben 

ist und die Eestsetzungsfrist ihm gegenüber mit Ablauf des Kalenderjahres 

beginnt, in dem der Antrag auf Einzelveranlagung naeh § 26a EStG gestellt wird 

(vgl. BEH-Urteile vom 3.3.2005,111 R 22/02, BStBl 11 S. 690, und vom 

28.7.2005,111 R 48/03, BStBl 11 S. 865). 

Widerruft ein Ehegatte/Eebenspartner im Zuge der Veranlagung seinen Antrag auf 

Einzelveranlagung naeh § 26a EStG, ist die bestandskräftige Veranlagung des 

anderen Ehegatten/Eebenspartners naeh § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO aufzu- 

heben. 

Die Wahl einer bestimmten Veranlagungsart oder deren Änderung bzw. Widerruf 

dureh einen Ehegatten oder Eebenspartner ist hingegen kein rüekwirkendes Ereig- 

nis im Sinne von § 175 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO, wenn beide Ehegatten/Eebens- 

partner für den betreffenden Veranlagungszeitraum im Zeitpunkt der Antrag- 

stellung bereits bestandskräftig zur Einkommensteuer veranlagt sind (vgl. BEH- 

Urteil vom 25.9.2014,111 R 5/13, BEH/NV 2015 S. 811). 

Zur naehträgliehen Ausübung steuerlieher Wahlreehte vgl. Nr. 8 des AEAO vor 

§§ 172 bis 177. 

Zur Verzinsung vgl. Nr. 10.2.1 des AEAO zu § 233a.“ 

ln der Inhaltsübersieht des AEAO zu § 233a wird die Angabe „62 Zinsbereehnung bei 

Vorsteuer-Vergütungsansprüehen“ dureh die Angabe „62 Sonderregelungen für Zins- 

bereehnungen bei der Umsatzsteuer“ 

Nummer 1 des AEAO zu § 357 wird wie folgt gefasst: 

„1. Der Einsprueh ist sehriftlieh oder elektroniseh einzureiehen oder zur Niedersehrift 

zu erklären. Ein elektroniseh erhobener Einsprueh bedarf keiner qualifizierten 

elektronisehen Signatur naeh dem Signaturgesetz (BEH-Urteil vom 13.5.2015, 

111 R 26/14, BStBl 11 S. 790; vgl. AEAO zu § 87a, Nr. 3.2.4). Ein Einsprueh kann 
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26. 

auch durch Telefax, auch durch Computerfax, eingelegt werden (vgl. BFH-Urteil 

vom 22.6.2010, VIII R 38/08, BStBl II S. 1017 zur Klageerhebung).“ 

Der AEAO zu § 361 wird wie folgt geändert: 

a) Nummern 2.5.4 bis 2.6 werden wie folgt gefasst: 

„2.5.4 An die Zweifel hinsichtlich der Rechtmäßigkeit des angefochtenen 

Verwaltungsakts sind, wenn die Verfassungswidrigkeit einer ange- 

wandten Rechtsnorm geltend gemacht wird, keine strengeren Anfor- 

derungen zu stellen als im Falle der Geltendmachung fehlerhafter 

Rechtsanwendung. Die Begründetheit des Aussetzungsantrags ist nicht 

nach den Grundsätzen zu beurteilen, die für eine einstweilige Anord- 

nung durch das BVerfG nach § 32 BVerfGG gelten (BFH-Beschluss 

vom 10.2.1984, III B 40/83, BStBl II S. 454). Eine Aussetzung der 

Vollziehung ist nicht allein deshalb abzulehnen, weil im Fall einer 

tatsächlich festgestellten Verfassungswidrigkeit zu erwarten ist, dass 

das BVerfG lediglich die Unvereinbarkeit eines Gesetzes mit dem GG 

aussprechen und dem Gesetzgeber nur eine Nachbesserungspflicht für 

die Zukunft aufgeben wird (BFH-Beschluss vom 21.11.2013, 

II B 46/13, BStBl 2014 II S. 263). 

Im Hinblick auf den Geltungsanspruch jedes formell verfassungsgemäß 

zustande gekommenen Gesetzes muss aber der Antragsteller zusätzlich 

ein besonderes berechtigtes Interesse an der Gewährung vorläufigen 

Rechtsschutzes haben. Geboten ist eine Interessenabwägung zwischen 

der einer Aussetzung der Vollziehung entgegenstehenden Gefährdung 

der öffentlichen Haushaltsführung und den für eine Aussetzung der 

Vollziehung sprechenden individuellen Interessen des Antragstellers an 

der Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes (vgl. BFH-Beschlüsse vom 

6.11.1987, III B 101/86, BStBl 1988 IIS. 134, vom 1.4.2010, 

II B 168/09, BStBl II S. 558, und vom 25.11.2014, VII B 65/14, 

BStBl 2015 II S. 207). Als Ergebnis dieser Interessenabwägung kann 

somit trotz ernstlicher Zweifel an der Verfassungsmäßigkeit einer 

angewandten Vorschrift eine Aussetzung der Vollziehung abzulehnen 

sein. Diese Grundsätze gelten nicht nur, wenn zweifelhaft ist, ob eine 

Norm materiell verfassungsgemäß ist, sondern auch dann, wenn 

Zweifel an der formellen Verfassungsmäßigkeit einer Norm bestehen 

(BEH-Beschluss vom 9.3.2012, VII B 171/11, BStBl II S. 418). Würde 

eine Aussetzung der Vollziehung im Ergebnis zur vorläufigen Nicht- 
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geordneten Haushaltsführung Vorrang, wenn der dureh die Vollziehung 

des angefoehtenen Verwaltungsakts eintretende Eingriff beim Steuer- 

pfliehtigen als eher gering einzustufen ist und dieser Eingriff keine 

dauerhaften naehteiligen Wirkungen hat; ob emstliehe Zweifel an der 

Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes bestehen, muss dann i.d.R. nieht 

geprüft werden (vgl. BEH-Besehlüsse vom 1.4.2010, II B 168/09, und 

vom 25.11.2014, VIIB 65/14, jeweils a.a.O.). Dem Interesse des 

Antragstellers an der Gewähmng der Aussetzung der Vollziehung ist 

nieht allein deshalb der Vorrang einzuräumen, weil ein Gerieht einen 

Besehluss über eine Vorlage an das BVerfG erlassen hat (BEH- 

Besehluss vom 25.11.2014, VII B 65/14, a.a.O.). 

2.5.5 Aueh Zweifel an der Vereinbarkeit einer deutsehen Reehtsnorm mit 

dem Reeht der Europäisehen Union können „emstliehe Zweifel“ 

begründen und somit zu einer Aussetzung der Vollziehung führen. Dem 

Interesse des Antragstellers an der Gewähmng vorläufigen Reehts- 

sehutzes ist nieht allein deshalb der Vorrang gegenüber dem Interesse 

an einer geordneten Haushaltsfühmng einzuräumen, weil ein Gerieht 

ein Vorabentseheidungsersuehen an den EuGH besehlossen hat (BEH- 

Besehluss vom 25.11.2014, VII B 65/14, BStBl 2015 II S. 207). Eine 

derartige Interessenabwägung ist aber jedenfalls dann nieht vorzuneh- 

men, wenn sieh die europareehtliehen Zweifel aus einem mögliehen 

Verstoß gegen die Gmndfreiheiten ergeben, die in den EU-Mitglied- 

staaten unmittelbar anwendbares Reeht sind (BEH-Besehlüsse vom 

14.2.2006, VIII B 107/04, BStBl II S. 523, und vom 25.11.2014, 

VII B 65/14, a.a.O.). 

2.5.6 Die Gefährdung des Steueranspmehs ist - wenn ernstliehe Zweifel an 

der Reehtmäßigkeit des Verwaltungsakts bestehen - für sieh allein kein 

Gmnd, die Aussetzung der Vollziehung abzulehnen. Steuerausfälle 

können dadureh vermieden werden, dass die Aussetzung von einer 

Sieherheitsleistung abhängig gemaeht wird (vgl. AEAO zu § 361, 

Nr. 9.2). 

2.6 Eine Aussetzung der Vollziehung wegen unbilliger Härte kommt in 

Betraeht, wenn bei sofortiger Vollziehung dem Betroffenen Naehteile 

drohen würden, die über die eigentliehe Realisiemng des Verwaltungs- 

akts hinausgehen, indem sie vom Betroffenen ein Tun, Dulden oder 

Unterlassen fordern, dessen naehteilige Eolgen nieht mehr oder nur 
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sind. Der Antragsteller muss seine wirtschaftliche Lage im Einzelnen 

vortragen und glaubhaft machen (BFH-Beschluss vom 25.11.2014, 

VII B 65/14, BStBl 2015 II S. 207). Eine Vollziehungsaussetzung 

wegen unbilliger Härte ist zu versagen, wenn der Rechtsbehelf 

offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat (BEH-Beschlüsse vom 

21.12.1967, V B 26/67, BStBl 1968 II S. 84, und vom 19.4.1968, 

IV B 3/66, BStBl IIS. 538).“ 

b) Nummer 4.6.1 wird wie folgt gefasst: 

„4.6.1 Die Beschränkung der Aussetzung bzw. Aufhebung der Vollziehung 

von Steuerbescheiden auf den Unterschiedsbetrag zwischen fest- 

gesetzter Steuer und Vorleistungen (festgesetzte Vorauszahlungen, 

anzurechnende Steuerabzugsbeträge, anzurechnende Körperschaft- 

steuer) gilt nicht, wenn die Aussetzung oder Aufhebung der Voll- 

ziehung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nötig erscheint (vgl. 

AEAO zu § 361, Nr. 4 zweiter Absatz). 

Eür die Beurteilung, wann „wesentliche Nachteile“ vorhegen, sind die 

von der BEH-Rechtsprechung zur einstweiligen Anordnung nach § 114 

EGO entwickelten Grundsätze heranzuziehen (BEH-Beschluss vom 

22.12.2003, IX B 177/02, BStBl 2004 II S. 367). „Wesentliche Nach- 

teile“ liegen demnach vor, wenn durch die Versagung der Vollzie- 

hungsaussetzung bzw. Vollziehungsaufhebung unmittelbar und aus- 

schließlich die wirtschaftliche oder persönliche Existenz des Steuer- 

pflichtigen bedroht sein würde (BEH-Beschluss vom 22.12.2003, 

IX B 177/02, a.a.O.). 

Keine „wesentlichen Nachteile“ sind - für sich allein gesehen - allge- 

meine Folgen, die mit der Steuerzahlung verbunden sind, beispielsweise 

ein Zinsverlust (BFH-Beschluss vom 27.7.1994,1 B 246/93, 

BStBl II S. 899), 

eine zur Bezahlung der Steuern notwendige Kreditaufnahme 

(BFH-Beschlüsse vom 12.4.1984, VIII B 115/82, BStBl II 

S. 492, und vom 2.11.1999,1B 49/99, BStBl 2000 II S. 57), 

ein Zurückstellen betrieblicher Investitionen oder eine Ein- 

schränkung des gewohnten Eebensstandards (BFH-Beschluss 

vom 12.4.1984, VIII B 115/82, a.a.O.). 
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Finanzgericht von der Verfassungswidrigkeit einer streitentscheidenden 

Vorschrift überzeugt ist und deshalb diese Norm gern. Art. 100 Abs. 1 

GG dem BVerfG zur Prüfung vorgelegt hat (BFH-Beschluss vom 

22.12.2003, IX B 177/02, a.a.O.). Für eine Vorlage an den EuGH 

wegen europarechtlicher Zweifel (vgl. AEAO zu § 361, Nr. 2.5.5) gilt 

dies nicht, da das vorlegende Gericht nicht von einem Verstoß gegen 

Europarecht überzeugt sein muss. 

Wurde ein Grundlagenbescheid angefochten, sind erst bei der Voh- 

ziehungsaussetzung des Eolgebescheids die Regelungen des § 361 

Abs. 2 Satz 4 AO bzw. des § 69 Abs. 2 Satz 8 und Abs. 3 Satz 4 EGO 

zu beachten (vgl. AEAO zu § 361, Nr. 4 zweiter Absatz, Nr. 5.1 letzter 

Absatz und Nr. 6 letzter Absatz). Eolglich ist auch erst in diesem Ver- 

fahren zu prüfen, ob „wesentliche Nachteile“ vorhegen.“ 
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